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Beteiligungsmanagement 
als Zauberformel ?! 
 
„Beteiligungsmanagement“ ist 
im Begriff, zur „Zauberformel“ 
für die effiziente Verwaltung 
des öffentlichen Beteiligungs-
vermögens zu werden. Immer 
häufiger entstehen in den Rat-
häusern eigene Verwaltungs-
einheiten mit der Aufgabe der 
„Beteiligungsverwaltung“ oder 
des „Beteiligungsmanage-
ments“. 
 
Doch die Praxis zeigt: längst 
nicht immer wird diese Aufgabe 
mit der selben Zielsetzung 
wahrgenommen. Nicht selten 
beschränkt man sich auf das 
Erstellen, Lesen – und Abheften 
– der jährlichen Beteiligungsbe-
richte. Damit ist es aber sicher 
nicht getan, will man mit dem 
Beteiligungsvermögen aktiv 
Politik gestalten und gleichzeitig 
seinen Beitrag zur Haushaltkon-
solidierung leisten. 
 
Und noch eines zeigt die Praxis: 
je mehr Aufgaben ausgegliedert 
werden, desto mehr verliert die 
Politik ihren unmittelbaren Ein-
fluss auf die politische und stra-
tegische Zweckerfüllung, die 

ursprünglich mit der Wahrneh-
mung der Aufgaben verbunden 
war. Häufig erfolgt eine „stra-
tegische“ Steuerung des kom-
munalen Beteiligungsvermö-
gens nur punktuell, immer dann 
nämlich, wenn die Haushaltsla-
ge wieder einmal besonders 
desolat ist und kurzfristige Ein-
nahmen dringend Not tun. 
Nicht selten wird in dieser Situ-
ation der Ruf nach den Invest-
mentbanken laut, um durch 
Anteilsverkäufe „die schnelle 
Mark“ zu machen. Mit der Ab-
wicklung des „deals“ verküm-
mert das Interesse von Politik 
und Verwaltung an den Beteili-
gungen schnell wieder zur Ne-
bensache. Indem aber die 
„Cash-Cows“ unter den Beteili-
gungen veräußert werden, oh-
ne ein schlüssiges Gesamtkon-
zept vor Augen zu haben, hat 
sich schon manche Kommune 
der Chance zur nachhaltigen 
Gestaltung des Gemeinwesens 
beraubt.  
 
An dieser Stelle aber muss nach 
unserer Auffassung ein „richti-
ges“ Beteiligungsmanagement 
ansetzen. Statt punktuellem 
Aktionismus muss es Ziel des 
Beteiligungsmanagements sein, 
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die Beteiligungen aktiv zu füh-
ren und ihr Management in 
eigener Hand zu verstetigen. 
 
Hierzu gehört unter anderem 
die Entwicklung marktgerechter 
Strategien. Aber auch strategi-
sche Anforderungen unterliegen 
dem Wandel. Beteiligungsma-
nagement erfordert dement-
sprechend eine ständige Über-
prüfung von Aufgabenumfang, 
Dimensionierung und Zwecker-
füllung jeder einzelnen Wirt-
schafts- bzw. Verwaltungsein-
heit: Welche Geschäftsfelder 
sind besonders marktattraktiv 
(Wachstum, gute Rendite) und 
kommunal relevant? Welche 
Aktivitäten sollen künftig for-
ciert werden, für neue Ziel-
gruppen erschlossen, neu auf-
genommen oder aufgegeben 
werden? Werden die gesteck-
ten Ziele auch tatsächlich er-
reicht? Und mit welchem Auf-
wand?  

Es gilt, jederzeit die Antworten 
auf diese Fragen geben zu kön-
nen. 
 
Wie aber können die Kommu-
nen in die Lage versetzt wer-
den, diese Antworten zu ge-
ben? Wie ist das Beteiligungs-
management in die Organisati-
on einer Stadt zu integrieren? 
Welche Controllinginstrumente 
können in welcher Form zur 
Steuerung genutzt werden?  
 
Mit diesen Fragen hatte sich  
S-M-M auseinander zu setzen, 
als im Rahmen eines Bera-
tungsprojektes die Einführung 
eines „Beteiligungsmanage-
ments“ bevorstand. Die folgen-
de Broschüre soll zeigen, wel-
che Antworten S-M-M gefunden 
hat. Vielleicht dient Sie Ihnen 
als kleine Anregung für den 
Umgang mit „Ihren“ Beteiligun-
gen. In diesem Sinne: viel Spaß 
bei der Lektüre! 
 
Düsseldorf, im September 2002 
 

Roman Schneider, Dipl.-Ök., Dipl.-Betr.wirt 
- Geschäftsführender Gesellschafter - 
Schneider & Moritz Managementberatung GmbH 
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Fragmentierung der kommunalen Verwaltung –  

oder Lichtblick in der finanziellen Krise? 
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Bis vor wenigen Jahren be-
schränkte sich die wirtschaftli-
che Betätigung der meisten 
Kommunen – von einigen Aus-
nahmen abgesehen - auf eine 
übersichtliche Zahl von Eigen-
betrieben, zumeist im Bereich 
der Daseinsvorsorge.  
 
Wurden zunächst insbesondere 
Tätigkeiten in den Randberei-
chen der Verwaltung, wie etwa 
das Gebäude- und Fuhrpark-
management oder die Grünan-
lagenpflege, ausgegliedert, so 
macht heute die Auslagerungs- 
und Privatisierungswelle auch 
vor typischen Kernbereichen 
der Verwaltung wie Kulturäm-
tern oder Sozialverwaltungen 
keinen Halt mehr. 
 
Die Aufgaben werden in aller 
Regel auf (Eigen-) Gesellschaf-
ten in Privatrechtsform übertra-
gen, da man sich hiervon einen 
Schub in Richtung von mehr 
Effizienz und Wirtschaftlichkeit 
verspricht. 
 
Die Kommunen und Städte nut-
zen die Privatrechtsform aber 
nicht mehr allein für die Wahr-
nehmung der klassischen Auf-
gaben der Kernverwaltung und 

der Daseinsvorsorge, sondern 
erschließen sich darüber hinaus 
mitunter völlig neue Betäti-
gungsfelder. Im Bereich der 
sogenannten energienahen 
Dienstleistungen beispielsweise 
ist dies auf Grund der Nähe zu 
dem traditionellen Kommunal-
geschäft der Energieversorgung 
noch nachvollziehbar. Doch die 
Phantasie kennt kaum noch 
Grenzen. Bislang einzigartig 
und wohl die Krönung an Krea-
tivität und Unternehmergeist ist 
die kommunale Gründung eines 
Software-Unternehmens – in 
Indien! Ungeachtet der hiermit 
verbundenen Probleme des 
kommunalen Wirtschaftsverfas-
sungsrechts ist festzustellen: 
die wirtschaftliche Betätigung 
der Kommunen – ob auf dem 
Gebiet der Kernverwaltung oder 
in neuen Geschäftsfeldern - 
nimmt drastisch zu. Zumindest, 
was den Umfang der Beteili-
gungen angeht, ist der „Kon-
zern Stadt“ für fast alle mittel-
großen und großen Kommunen 
Realität geworden.  
 
Das wirtschaftliche Engagement 
der Kommunen findet aber 
nicht nur Zustimmung. Die mit 
der wirtschaftlichen Betätigung 



 

- 7 - 

der Kommunen verbundenen 
Risiken, so die Privatisierungs-
gegner, seien angesichts der 
finanziellen Größenordnungen 
der kommunalen Beteiligungen 
erheblich und bisweilen müsse 
bezweifelt werden, ob die Kom-
munen den steigenden Anfor-
derungen in personeller und 
organisatorischer Hinsicht ge-
wachsen sind. Schließlich 
gehöre der Umgang mit Mana-
gementmethoden und –instru-
menten bislang nicht zu den 
vornehmlichen Aufgaben von 
Politikern und Verwaltungsmit-
arbeitern. Und mit Blick auf die 
Eroberung neuer Geschäftsfel-
der würde die Forderung nach 
dem „schlanken Staat“ gerade-
zu konterkariert. 
 
Die entscheidende Kritik setzt 
jedoch viel grundlegender an, 
nämlich bei dem zu befürch-
tenden Verlust der politischen 
Gesamtverantwortung der 
Kommunalparlamente. Dies 
mag übertrieben sein. Immer-
hin aber greifen die Ausgliede-
rungen und Privatisierungen in 
die Allzuständigkeit des Rates 
ein, und durch die zunehmende 
Verselbständigung einzelner 
kommunaler Tätigkeitsfelder 

und die dadurch entstehenden 
Zentrifugalkräfte verliert der 
Rat an Steuerungsgewalt. 
 
Doch wer will den Kommunen 
diese „Flucht nach vorn“ ver-
denken? Eine Reihe ehemals 
lukrativer Beteiligungen muss 
vor dem Hintergrund veränder-
ter Marktbedingungen zumin-
dest teilweise den Verlust ihrer 
Werthaltigkeit hinnehmen, und 
die sinkenden Einnahmen ge-
fährden die Quersubventionie-
rung von öffentlichen Dienst-
leistungen im Rahmen der 
kommunalen Daseinsvorsorge. 
Sinkende Gewerbesteuerein-
nahmen, steigende Sozialkos-
ten und ein kommunalfeindli-
ches Steuerrecht zwingen die 
Kommunen in die Knie. Fazit: in 
vielen Kommunen wird die 
Ausweitung der wirtschaftlichen 
Tätigkeit zur Überlebensfrage. 
 
Die „Flucht nach vorn“ macht 
aber nur dann Sinn, wenn sie 
vom Ziel effizienten Wirtschaf-
tens bestimmt wird. Allein 
durch die Wahl der Privat-
rechtsform oder durch die Aus-
lagerung von Aufgaben in Ei-
genbetriebe sind nachhaltige 
Effizienzsteigerungen nicht zu 
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erwarten. Diese lassen sich erst 
über klare Zielvorgaben seitens 
der Eigentümer erreichen. 
 
Das Problem des Verlustes an 
Kontroll- und Steuerungsmög-
lichkeiten aber bleibt.  
 
Aktives Beteiligungsmana-
gement als Ansatzpunkt 
 
In den meisten Fällen sind die 
grundlegenden Defizite des 
Beteiligungsmanagements ver-
gleichbar: Aufgrund der Vielzahl 
der Beteiligungen geht die er-
forderliche Transparenz verlo-
ren, die erforderlichen Informa-
tionen werden den verantwort-
lichen Politikern nicht oder nur 
in unzureichender Weise zur 
Verfügung gestellt, an eine 
strategische Ausrichtung des 
Portfolios ist erst gar nicht zu 
denken. Hinzu kommt ein 
wachsendes Organisationsdefi-
zit: das immer stärkere Diktat 
betriebswirtschaftlicher Kenn-
zahlen erfordert flexibleres Re-
agieren auf Marktveränderun-
gen, was häufig durch die – in 
der Vergangenheit bewährten – 
Organisationsstrukturen nicht 
mehr gewährleistet wird. Das 
bestehende Instrumentarium 

wird also den gestiegenen An-
forderungen oft nicht mehr 
gerecht, insbesondere dann 
nicht, wenn sich dieses Instru-
mentarium auf das Erstellen, 
Lesen - und Abheften - der 
jährlichen Beteiligungsberichte 
beschränkt. Abgesehen davon 
lassen Inhalt und Aufbau der 
Beteiligungsberichte ohnehin 
nur in den seltensten Fällen 
Rückschlüsse auf die Ergebnis-
qualität der Beteiligungen, auf 
deren Marktpotenzial und damit 
letztlich auf die (möglichen) 
Auswirkungen auf die städti-
schen Haushalte zu. Ohne ein 
standardisiertes, zeitnahes In-
formationssystem ist eine stra-
tegische Steuerung aber nicht 
möglich. Wichtige Fragen blei-
ben so offen: In welchen Berei-
chen lohnt sich das augenblick-
liche Engagement überhaupt? 
Stehen die Kosten in angemes-
senem Verhältnis zu den erziel-
ten Ergebnissen? Lohnt sich 
unter Umständen eine Ausdeh-
nung des Engagements? Eine 
„Beteiligungsverwaltung“ nach 
diesem Muster ist allenfalls da-
zu geeignet, unter den ver-
schiedenen Unternehmen den 
Gewinn- bzw. Verlustausgleich 
zu steuern.  
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Ein erfolgreiches Beteiligungs-
management jedoch, mit dem 
die Chancen und Risiken der 
wirtschaftlichen Betätigung 
beherrscht werden können, 

darf sich nicht auf „Verwaltung“ 
beschränken, sondern erfordert 
Beteiligungsmanagement in 
diesem Sinne muss drei Aufga-
ben erfüllen: die öffentlichen 
Beteiligungsunternehmen nach 
betriebswirtschaftlichen Maß-
stäben evaluieren, marktge-
rechte  
 
 
Strategien für die Unternehmen 
entwickeln und auf dieser 
 
 
 
 
darf sich nicht auf „Verwaltung“ 
beschränken, sondern erfordert 
aktive und professionelle „Ges-
taltung“ der Beteiligungsver-
mögen. Ein Beteiligungsmana-

DefiziteDefizite

• Die wachsende Zahl von Beteili-
gungen führt zu sinkender 
Transparenz

• Beteiligungsmanagement als 
Steuerungsinstrument beschränkt 
sich häufig auf Beteiligungsberichte

• strategische Steuerung des 
Beteiligungsportfolios findet  meist 
nicht statt

• Eine Reihe ehemals lukrativer Be-
teiligungen erfährt vor dem Hinter-
grund sich ändernder Rahmenbe-
dingungen Werteinbußen

• Mangels Masse gerät die Quer-
subventionierung zum Zitterspiel

• Nur eine umfassende Analyse der             
Marktspezifika kann die Chancen 
und   Möglichkeiten zur Ergebnis-
sicherung aufzeigen

• in der Vergangenheit bewährte 
Organisationsstrukturen werden  
modernen Marktgegebenheiten            
nicht mehr gerecht

• flexibles Reagieren erfordert 
flexible Strukturen und 
Prozessabläufe

• nur schlanke Organisationen sind 
auch gut steuerbar und konkurrenz-
fähig

• Mit veränderten Rahmenbeding-
ungen ändern sich die Anforde-
rungen an das Management

• Die angemessene Reaktion auf 
Marktveränderungen erfordert 
eine umfassende Kenntnis der 
Marktmechanismen

• Personalführungsqualitäten und 
sicherer Umgang mit Steuerungs-
instrumenten sind neue Merkmale 
„guter“ Manager

Steuerungsdefizit Ergebnisdefizit

Organisationsdefizit Managementdefizit

Abb. 1: Die grundlegenden Defizite im Beteiligungsmanagement sind häufig vergleichbar
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gement in diesem Sinne muss 
drei Aufgaben erfüllen: die öf-
fentlichen Beteiligungsunter-
nehmen nach betriebswirt-
schaftlichen Maßstäben evaluie-
ren, marktgerechte Strategien 
für die Unternehmen entwickeln 
und auf dieser Basis die Zieler-
reichung steuern. 
 
Und noch ein letztes Argument 
spricht für die Professionalisie-
rung des Beteiligungsmanage-
ments: durch die Ausgliederung 
von Ämtern und Aufgaben aus 
der Verwaltung verliert auch 
das Rechnungsprüfungsamt 
erheblich an Kontrollmög-
lichkeiten. Die Bilanzen städti-
scher Mehrheitsunternehmen 

werden zwar von Wirtschaft-
prüfern erstellt und kontrolliert.  
Dennoch entsteht eine Grauzo- 
ne kommunalen Wirtschaftens, 
die den Nährboden für un-
durchsichtiges Tun bietet – bis 
hin zur Vetternwirtschaft und 
Korruption. 
 
Diese Grauzone aber kann 
durch ein effizientes Beteili-
gungsmanagement ausgeleuch-
tet werden. 
 
Im Ergebnis also lässt sich fest-
halten: die umfassende Aus-
gliederung kommunaler Aufga-
ben macht gleichzeitig neue 
Steuerungs-, Kontroll- und Ziel-
bildungssysteme erforderlich. 

„herkömmliches“ 
Beteiligungsmanagement

„proaktives“ 
Beteiligungsmanagement

Öffent-
lichkeit

Informations-
flut

Finanznot Beteiligungs-
„verwaltung“

Wettbewerb

Erlöse
optimieren

Unternehmen
steuern

Beteiligungs-
management

Struk-
turen

gestal-
ten

Märkte
angreifen

Abb. 2: Professionelles Beteiligungsmanagement darf sich nicht auf „Verwaltung“ 
beschränken
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Abb. 2: Professionelles Beteiligungsmanagement darf sich nicht auf „Verwaltung“ 
beschränken  
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Verwalter, Stratege, Controller oder Vermittler? 
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Fünf Erfolgstreiber 
 
Die eigentliche Aufgabe des 
Beteiligungsmanagements ist 
es, die zuvor erwähnten Steue-
rungs-, Kontroll- und Zielbil-
dungssysteme zu installieren, 
zu pflegen und zu betreuen. 
Was bedeutet dies aber im De-
tail für die inhaltliche Ausgestal-
tung des Beteiligungsmanage-
ments? 
 
Aus der Vielfalt der Konzepte 
und Inhalte sollten fünf Punkte 
hervorgehoben werden, die sich 
als Erfolgstreiber für eine aktive 
Gestaltung der Beteiligungs-
vermögen bewährt haben. 
 

1. 
Ausarbeitung einer ge-
schlossenen konzeptionel-
len Gesamtsteuerung  
 
Die vordringlichste Aufgabe des 
kommunalen Beteiligungs-
managements liegt in der Aus-
arbeitung und dem Einsatz ei-
nes geschlossenen Steuerungs-
systems. 
 
Während es in der Privatwirt-
schaft unter dem Strich allein 
um den wirtschaftlichen Erfolg 

eines Unternehmens geht, ha-
ben die Kommunen ein mehr-
dimensionales Zielsystem zu 
beachten. Das Steuerungs-
system muss die Erfüllung der 
Unternehmensziele mit ver-
schiedensten gleichrangigen 
Elementen vereinen, bei-
spielsweise mit der Wahrneh-
mung kommunaler Aufgaben, 
mit haushaltsrechtlichen Zielen 
und mit politischen Vorgaben 
(s. Abb. 3).  
 
Über diesem sensiblen System 
schwebt mahnend das gemein-
derechtliche Gebot nachhalti-
gen Wirtschaftens. Nur eine 
systematische Steuerung und 
sorgfältige Kontrolle der Beteili-
gungen kann verhindern, dass 
durch Missmanagement gegen 
dieses Gebot verstoßen wird. 
 

2. 
Klare strategische Ausrich-
tung des Beteiligungsport-
folios 
 
Orientierung in diesem viel-
schichtigen Zielsystem gibt eine 
exakte, strategische Ausrich-
tung jedes einzelnen kommuna-
len Beteiligungsunternehmens. 
Die Ausrichtung des gesamten 
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wirtschaftlichen Engagements 
der Kommune einschließlich der 
Auswahl neuer Betätigungsfel-
der ist das Kernstück eines ge-
lungenen Beteiligungsmanage-
ments. Andernfalls entwickeln 
die Beteiligungsunternehmen 
ihre eigenen Zielvorstellungen, 
die nicht notwendig den Inte-
ressen der Anteilseignerin ent-
sprechen. Um spätere Ziel-
konflikte zu vermeiden, muss

die Erarbeitung dieser strategi-
schen Leitlinien unter Berück-
sichtigung der gesamtstädti-
schen Interessen erfolgen. Das 
Beteiligungsmanagement hat 
also die Aufgabe, unter Berück-
sichtigung der Interessen der 
Anteilseignerin diejenigen Ziele 
des „Gesamtkonzerns Stadt“ zu 
definieren, aus denen sich im 
Anschluss die Gesamtstrategie 
der Beteiligungssteuerung er-
gibt.  

Abb. 3: Das Steuerungssystem muss den Ausgleich unterschiedlichster Zielkonflikte 
ermöglichen
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(Aufgaben-
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Abb. 3: Das Steuerungssystem muss den Ausgleich unterschiedlichster Zielkonflikte 
ermöglichen
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Die langfristige Festlegung der 
strategischen Leitlinien nutzt 
Eignern wie Unternehmen glei-
chermaßen: auf der einen Seite 
verhindert sie die Fragmentie-
rung der Verwaltung, auf der 
anderen Seite bewahrt sie die-
jenigen Beteiligungsunterneh-
men, die sich an die Leitlinien 
halten, vor politisch motivierten 
Einzeleingriffen oder wider-
sprüchlichen Zielvorgaben.  
 
Damit aber nicht genug: Erst 
mit der strategischen Positio-
nierung der Beteiligungsunter-
nehmen im Gesamtkonzern 
Stadt können planvoll Syner-
gieeffekte ausgeschöpft wer-
den, und nur im Rahmen einer 
konzeptionellen Gesamtsteue-
rung des städtischen Beteili-
gungsportfolios kann bestimmt 
werden, auf welchen Wirt-
schaftssektoren die Gemeinde 
sinnvoll tätig werden kann. 
 
Das entscheidende Kriterium 
hierfür ist der Nachweis eines 
strategischen Nutzens der wirt-
schaftlichen Betätigung für die 
Kommune. Denn in Zeiten 
knapper Ressourcen muss je-
dem Kommunalpolitiker klar 
sein, dass das Engagement in 

kommunalen Beteiligungen 
nicht Selbstzweck sein kann. 
 
Umgekehrt zeigt sich spätes-
tens in der konsequenten Aus-
schöpfung der Optimierungspo-
tenziale, dass das kommunale 
Beteiligungsmanagement 
gleichzeitig die Schnittstelle für 
die Einbeziehung der Beteili-
gungsunternehmen in den Kon-
solidierungsbedarf der Gemein-
dehaushalte ist.  
 
Kontinuierliche Überprü-
fung der strategischen Ziel-
bestimmung erforderlich 
 
Entsprechend der sich ändern-
den Rahmenbedingungen ist es 
mit einer einmaligen strategi-
schen Ausrichtung aber nicht 
getan. Zum einen unterliegt die 
strategische Ausrichtung der 
Beteiligungen dem Wandel der 
Zeit, wodurch unter Umständen 
strategische Anpassungen 
vorgenommen werden müssen. 
Zum anderen muss eine re-
gelmäßige aufgabenkritische 
Überprüfung aller Beteiligungen 
klären, ob die strategische Ziel-
setzung mit der gewählten Be-
teiligung auch tatsächlich er-
reicht worden ist.  
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Gemeinsame Zielbestim-
mung  
 
Die strategische Zwecksetzung 
eines Beteiligungsengagements 
kann den unterschiedlichsten 
Einzelzielen unterworfen sein. 
Sollen beispielsweise die Stadt-
werke von strengem Kostenkal-
kül beherrscht sein? Oder sollen 
sie über die verstärkte Zusam-
menarbeit mit – möglicherweise 
teureren – örtlichen Mittel-
ständlern die regionale Wirt- 

schaft unterstützen? Um späte-
re Zielkonflikte zu vermeiden, 
müssen die strategischen 
Grunderwartungen gemeinsam 
mit allen Beteiligten formuliert 
werden. Nur eine klare strategi-
sche Ausrichtung jeder einzel-
nen Beteiligung ermöglicht es in 
der Folge, unternehmerische 
Einzelziele und Maßnahmen 
festzulegen und ein planloses  
Gezerre an verschiedenen En-
den desselben Seiles zu ver-
meiden. 

Strategische Erwartung des Eigentümers
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Kategorisierung der Beteili-
gungen 
 
Der Strategiefindungsprozess 
spielt allerdings nicht bei allen 
Beteiligungen die gleiche Rolle: 
schließlich sind die strategi-
schen Einflussmöglichkeiten 
nicht bei jeder Beteiligung in 
gleichem Maße gegeben, son-
dern richten sich nach ihren 
jeweiligen Eigenarten. Während 
beispielsweise bei Minderheits-
beteiligungen ein strategisches 
Steuern ohnehin nur im einge-
schränkten Maße möglich sein 
wird, lässt sich bei Mehrheitsbe-
teiligungen von über 50 %  

leichter das Primat der Politik 
durchsetzen, also „Politik ge-
stalten“. 
 
Bei der Festlegung der strategi-
schen Grundlinien der Betei-
ligungen ist darüber hinaus 
aber noch eine zweite Klassifi-
zierung hilfreich. Diese Klassi- 
fizierung richtet sich nach zwei 
in der Politik traditionell wider-
streitenden Motiven kommuna-
ler Wirtschaftstätigkeit: der 
Verfolgung erwerbswirtschaftli-
cher Interessen einerseits, 
wohlfahrtsökonomischen Inte-
ressen andererseits. 
 
 
 
 
 
 

> 50%
Kapitalanteil

< 50%
Kapitalanteil

• Bei Mehrheitsbeteiligungen lässt sich das Primat der Politik 
durchsetzen

• Der Gebietskörperschaft obliegt die Entscheidung über die 
Gewinnverwendung

• Aufgrund der politischen Verantwortung besteht ein 
gesteigertes Interesse an der strategischen Ziel-
erreichung

• Bei Minderheitsbeteiligungen sinkt der kommunale Einfluss 
deutlich

• Ein strategisches Steuern ist nur eingeschränkt möglich

• Die einzige bedeutende Weichenstellung lautet im 
Extremfall: Mitlaufen oder Aussteigen

Abb. 5: Der Einfluss auf die „Politik“ der einzelnen Unternehmen hängt von der Höhe des 
jeweiligen Kapitalanteils ab
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Je stärker der Fokus der jewei-
ligen Beteiligung auf den er-
werbswirtschaftlichen Aspekt 
ausgerichtet ist, desto weniger  
werden damit in der Regel auch 
wohlfahrtsökonomische Inte-
ressen verfolgt. Diese Erkennt-
nis sollte im Ergebnis dazu füh- 

 
ren, keine grundsätzlich wider- 
streitenden Interessen mit ein- 
und derselben Beteiligung er-
reichen zu wollen. 
 
Hat man einen Ausgleich der 
widerstreitenden Interessen 
gefunden und die jeweilige 
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Marschroute bestimmt, wird in 
der Folge die Frage der nach-
haltigen Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit der jeweiligen 
öffentlichen Beteiligung im Ein-
zelfall zu klären sein.  
 

3. 
Orientierung am öffentli-
chen Zweck 
 
Ausgegliederte Verwaltungsein-
heiten folgen mehr und mehr 
betriebswirtschaftlichen Ratio-
nalitäten – oder sollten ihnen 
zumindest folgen, ist das doch 
der eigentliche Sinn der Aus-
gliederung. Wird den betriebs-
wirtschaftlichen Rationalitäten 
aber der Vorrang vor den politi-
schen Zielen eingeräumt, gera-
ten die Interessen der Kommu-
ne und der Bürger in Gefahr. 
Insofern erhält die Orientierung 
der jeweiligen Beteiligungen an 
ihrem spezifischen „öffentlichen 
Zweck“ einen hohen Stellen-
wert. Der öffentliche Zweck der 
Beteiligungen prägt damit auch 
Arbeit und Zielrichtung des ein-
zurichtenden Beteiligungscont-
rollings und macht den Unter-
schied zu dem schwerpunktmä-
ßig betriebswirtschaftlich orien-
tierten Controlling eines Indust-

riekonzerns aus. Nur die lau-
fende Steuerung der Beteili-
gungsunternehmen im Hinblick 
auf die Erfüllung der kommu-
nalpolitischen Ziele kann helfen, 
dieser mit der rechtlichen Ver-
selbständigung und der Kompe-
tenzverlagerung verbundenen 
Gefahr entgegenzuwirken. 
 

4. 
Betriebswirtschaftliches 
Controlling 
 
Neben der Kontrolle der Beteili-
gungsunternehmen im Hinblick 
auf die Erfüllung ihres öffentli-
chen Zwecks spielt im kommu-
nalen Konzern - wie in jedem 
Konzern - das betriebswirt-
schaftliche Controlling der Be-
teiligungsunternehmen im en-
geren Sinne, also die reine 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
eine tragende Rolle. Das we-
sentliche Element und damit 
Grundlage des Controllings bil-
den betriebswirtschaftliche 
Kennzahlensysteme, mit deren 
Hilfe Kosten- und Ergebnis-
transparenz hergestellt wird. 
Der Umfang und der Detaillie-
rungsgrad der vom Controlling 
aufbereiteten Zahlen ist abhän-
gig vom Führungsanspruch der 
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kommunalen Eigentümer. Je 
stärker der Führungsanspruch 
ins operative Geschäft hinein-
reicht, desto detaillierter müs-
sen die Berichte des Control-
lings ausfallen. 
 
Das Controlling ist sinnvoller 
Weise bei den Beteiligungsun-
ternehmen selbst angesiedelt, 
weil nur hier der unterneh-
mensspezifische  Sachverstand 
vorhanden ist. Unabhängig da-
von ist das Controlling hier als 
Steuerungs- und Überwa-
chungsinstrument zur Errei-
chung der unternehmensspezi-
fischen Ziele erforderlich. 
 
Den kommunalen Eigentümer 
interessiert dagegen – aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht – 
„lediglich“ die Frage nach der 
Rentabilität der Unternehmen 
und die Verzinsung des einge-
setzten Kapitals. Diese Informa-
tionen sollten genügen, um die 
grundlegenden unternehmeri-
schen Entscheidungen über 
Gründung, Entwicklung und 
Fortbestand der einzelnen Un-
ternehmen zu treffen. Auf die 
Frage hingegen, welche Pro-
dukte oder welche Leistungen 
vom einzelnen Beteiligungs-

unternehmen auf welche Weise 
erstellt und vermarktet werden, 
sollten die Kommunen allenfalls 
im Rahmen der konzeptionellen 
Gesamtsteuerung  Einfluss neh-
men.  
 
Die Zusammenführung von 
betriebswirtschaftlichem Cont-
rolling (Unternehmenscontrol-
ling) und der Überwachung der 
Erreichung der strategischen 
Zielsetzung und des öffentli-
chen Zwecks ist als „Beteili-
gungscontrolling“ die Aufgabe 
des Beteiligungsmanagements. 
 
 

5. 
Service- und Vermittler-
funktion 
 
Eine wichtige Säule der Tätig-
keiten einer modernen Beteili-
gungsverwaltung ist ihre Servi-
cefunktion, die sie in zwei Rich-
tungen ausübt: einerseits ge-
genüber den jeweiligen Beteili-
gungsunternehmen, anderer-
seits gegenüber Rat und Ver-
waltung. 



 

- 20 - 

• rechtliche und betriebswirtschaftliche Gutachten
• Beratung und Umsetzungshilfe bei kommunalwirtschaftlichen 

und kommunalpolitischen Fragestellungen
• Mandatsbetreuung der Aufsichtsratsmitglieder
• Aufbau und Pflege des Berichtswesens
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Abb. 7: Das Beteiligungsmanagement als „Diener zweier Herren“

• rechtliche und betriebswirtschaftliche Gutachten
• Beratung und Umsetzungshilfe bei kommunalwirtschaftlichen 

und kommunalpolitischen Fragestellungen
• Mandatsbetreuung der Aufsichtsratsmitglieder
• Aufbau und Pflege des Berichtswesens

Beteiligungsmanagement

Aufgaben gegenüber Politik und Verwaltung

st
ra

te
gi

sc
he

 E
be

ne

• Umsetzung der politisch-/strategischen Vorgaben in mess-
bare Kennzahlen

• Beratung/Unterstützung in kaufmännischen, personellen, 
rechtlichen und organisatorischen Belangen

• Abfrage der Zielerreichung (Finanzen, öff. Zweck, Strategie)
• Aufbau und Pflege des Berichtwesens

Aufgaben gegenüber den Beteiligungsunternehmen

unterstützt

unterstützt

lenkt
berichtet

berichtet
controllt

op
er

at
iv

e 
Eb

en
e

Abb. 7: Das Beteiligungsmanagement als „Diener zweier Herren“  



 

- 21 - 

Gegenüber Rat und Verwaltung 
werden Entscheidungshilfen 
gegeben, z.B. durch kommunal-
rechtliche und betriebswirt-
schaftliche Gutachten und Stel-
lungnahmen. 
 
Gegenüber den Beteiligungsge-
sellschaften kommt – je nach 
Ausgestaltung und sachlicher 
wie fachlicher Ausstattung - die 
Beratung und Unterstützung in 
allen kaufmännischen, per-
sonellen, rechtlichen und orga-
nisatorischen Angelegenheiten 
in Betracht. Aus dem spezifi-
schen öffentlichen Zweck kom-
munaler wirtschaftlicher Betäti-
gung wächst der Beteiligungs-
verwaltung darüber hinaus eine 
Vermittlerfunktion zwischen 
Politik und kommunalen Unter-
nehmen zu. Diese Vermitt-
lerfunktion kann sie insbeson-
dere durch die Mandatsbetreu-
ung für die von der Kommune 
entsandten Aufsichtsratsmit-
glieder wahrnehmen, aber auch 
durch die Interessenvertretung 
der Beteiligungsunternehmen 
gegenüber Kommune und 
Kommunalaufsicht.  
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III. Anforderungen an die Ausgestaltung eines  

modernen Beteiligungsmanagements 

Aufgaben und Ausgestaltung des Beteiligungs- 

managements zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
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Die oben beschriebenen Aufga-
ben stellen lediglich einen Aus-
schnitt der möglichen Elemente 
eines effizienten Beteiligungs-
managements dar. Welche Auf-
gaben dem Beteiligungsmana-
gement im Einzelfall zugewie-
sen werden, ist immer eine 
Frage individuellen kommuna-
len Gestaltungswillens. Unab-
hängig von der inhaltlichen 
Ausgestaltung sind im Rahmen 
der aufbau- und ablauforgani-
satorischen Ausgestaltung und 
bei der Umsetzung der Pläne 
für das Beteiligungsmanage-
ment einige wesentliche Punkte 
zu berücksichtigen.  
 

1. 
Klare Aufgabendefinition 
des Beteiligungsmanage-
ments 
 
Wichtigste Voraussetzung für 
einen reibungslosen Betrieb des 
Beteiligungsmanagements ist 
die klare Definition der Rolle, 
die das Beteiligungsmanage-
ment später im Tagesgeschäft 
einnehmen soll. Bereits im Vor-
feld sollten neben Aufgabenum-
fang und disziplinarischer An-
bindung zumindest in Grundzü-
gen auch Vorstellungen über 

die personelle und sachliche 
Ausstattung geklärt werden. 
Nur, wenn bereits vor Beginn 
der Arbeiten an der Einrichtung 
des Beteiligungsmanagements 
ein breiter Grundkonsens über 
die Rahmenbedingungen her-
gestellt wird, können spätere 
Überraschungen vermieden 
werden. 
 

2. 
Entsprechende organisato-
rische Zuordnung 
 
Nach dem Aufgabenumfang 
und der dem Beteiligungsma-
nagement zugemessenen Wich-
tigkeit richtet sich in aller Regel 
auch die spätere organisatori-
sche Zuordnung: In kleineren 
Kommunen mit nur wenigen 
Beteiligungsunternehmen wer-
den die Aufgaben des Beteili-
gungsmanagements oft direkt 
durch die Kämmerei wahrge-
nommen. In den größeren 
Städten gibt es dagegen meist 
eigene (Unter-)Abteilungen 
oder Fachbereiche der Kommu-
nalverwaltung. Einzelne Städte 
sind zwischenzeitlich sogar da-
zu übergegangen, das Beteili-
gungsmanagement selbst aus 
der Kernverwaltung auszuglie-



 

- 24 - 

dern. Letzteres kann dadurch 
erfolgen, dass entweder eine 
eigene „Konzernverwaltungs-
stelle“ in privater Rechtsform 
gegründet wird, oder dass die  

kommunalen Unternehmen in 
einer Holding zusammengefasst 
werden, deren Spitze die Füh-
rung und das Controlling im 
Gesamtkonzern Stadt leistet. 
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Pro Contra

• direkter Zugriff des BM/OBM
• keine Schnittstellen zu 

anderen relevanten Ämtern
• keine Akzeptanz-Hürden
• Leichte Rekrutierung von 

Mitarbeitern
• unkomplizierte Anbindung an 

Haushaltsplanung

• Zugriff des BM/OBM in der 
Funktion Werkleiter

• geringe Akzeptanz-Hürden
• gute Einbeziehung der Politik 

über Werksausschuss
• Entwicklung einer eigenen 

Identität und dadurch möglicher 
positiver Effekt auf Motivation 
und Effizienz

• Entwicklung eigener Identität
• keine Bindung an öffentliches 

Haushalts- und Tarifrecht, dadurch 
Vorteile bei der Mitarbeiter-
Gewinnung

• Einbeziehung der Politik 
schwierig

• möglicherweise negativer 
Einfluss  auf  die Geschwin-
digkeit interner Projekte

• Bindung an öffentliches 
Haushalts- und Tarifrecht

• Akzeptanzprobleme bei 
Beteiligungsunternehmen 

• Bindung an öffentliches 
Haushalts- und Tarifrecht

• Lösung der Finanzierungs-
fragen

• Zugriff des BM/OBM nur über
Weisung des GF

• möglicherweise Akzeptanz-
probleme

• Kosten durch Privatrechts-
form (Gründung, Jahresab-
schlüsse u..a.)

• Lösung der Finanzierungs-
frage

• Steigerung der Gefahr der 
Verselbständigung

Abb. 8: Für und Wider der organisatorischen Anbindung
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Ein vollständig ausgelagertes 
oder bei der Holding angesie-
deltes Beteiligungsmanagement 
hat gegenüber der verwal-
tungsinternen Steuerung si-
cherlich den Vorteil einer grö-
ßeren Akzeptanz bei den Betei-
ligungsunternehmen. Dieser Ef-
fekt sollte jedoch nicht über-
schätzt werden. Denn der 
„kommunale Beigeschmack“ 
geht allein durch die Wahl der 
Privatrechtsform nicht verloren. 
Hier sind es vielmehr die Mitar-
beiter des Beteiligungsmana-
gements, die durch Kompetenz 
und Einsatzbereitschaft tonan-
gebend wirken. 
 
Umgekehrt birgt die vollständi-
ge Ausgliederung des Beteili-
gungsmanagements auch 
Nachteile: Eine aus der originä-
ren Kommunalverwaltung aus-
gegliederte Beteiligungsverwal-
tung verfügt über keine originä-
re, sondern lediglich über eine 
abgeleitete Autorität gegenüber 
den Beteiligungsunternehmen 
und kann die Schwächung der 
Rolle des kommunalen Anteils-
eigners zur Folge haben. Durch 
die Verselbständigung des Be-
teiligungsmanagements gegen-
über der Kommunalverwaltung 

kann eine größere Distanz zu 
Politik und Verwaltung entste-
hen. Dies birgt die Gefahr, dass 
die Beteiligungsverwaltung 
schließlich – von der politischen 
Ebene nicht mehr ausreichend 
wahrgenommen – plötzlich 
„zwischen den Stühlen sitzt“. 
 
Ein verwaltungsinternes Beteili-
gungsmanagement hat dem-
gegenüber den Vorteil einer 
direkteren Anbindung an die 
politischen Entscheidungsvor-
gänge und in der Betonung der 
Vertretung der Anteilseignerin-
teressen. Auch die Verwaltung 
der Fördermittel und Zuschüsse 
aus staatlichen Kassen legt eine 
verwaltungsinterne Ansiedlung 
des Beteiligungsmanagements 
nahe. 
 

3. 
Ungehinderter Informati-
onsfluss zwischen Beteili-
gungen und Management 
 
Die Arbeit des Beteiligungsma-
nagements – und damit die 
gesamte Steuerung der ge-
meindlichen Unternehmen - 
kann nur so gut sein, wie die 
Qualität der Informationen, die 
das Beteiligungsmanagement 
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aus den Beteiligungsunterneh-
men erhält. Die konsequente 
und lückenlose Information der 
Beteiligungsverwaltung dient 
der Sicherstellung der Informa-
tionsrechte des Gesellschafters 
„Kommune“ und der von ihm 
entsandten Aufsichtsratsmit-
glieder.  
 
Damit kommt dem Beteili-
gungsmanagement gleichzeitig 
eine wichtige Rolle als Teil ei-
nes funktionierenden Risiko- 
und Frühwarnsystems zu, das 
mit der Einführung des „Geset-
zes zur Kontrolle und Transpa-
renz in der Unternehmensfüh-
rung“ (KonTraG) im Jahre 1998 
zur gesetzlichen Forderung er-
hoben wurde. Seither sind 
„durch den Vorstand geeignete 
Maßnahmen zu treffen, insbe-
sondere ein Überwachungssys-
tem einzurichten, damit den 
Fortbestand der Gesellschaften 
gefährdende Entwicklungen 
früh erkannt werden.“*  

Mittelbar über die Über-
wachungspflicht des § 111 AktG 
werden die Aufsichtsratsmit-
glieder verpflichtet, zu prüfen, 
ob die Unternehmensleitung 
alle Maßnahmen getroffen hat, 
die erforderlich sind, um ent-
sprechende Risiken erkennen, 
analysieren und bewerten zu 
können. Gegebenenfalls müs-
sen die Aufsichtsratsmitglieder 
darauf hinwirken, dass das Sys-
tem geeignet ist, den Aufsichts-
rat bei seiner Tätigkeit zu un-
terstützen.  
 
Die Einführung eines Beteili-
gungsmanagements bietet die 
Gelegenheit, in Ausübung die-
ser gesetzlich normierten Pflicht 
die bestehenden Steuerungs- 
und Kontrollsysteme auf ihre 
Eignung zu überprüfen. Hierbei 
sollte weniger die Informati-
onsmenge von Interesse sein 
als vielmehr die Informations-
qualität. 
 
 
 

 
* Die in § 91 Abs. 2 AktG aufgenommene Regelung ist auch für Geschäftsführun-

gen von Unternehmen anderer Rechtsformen, insbesondere GmbHs, von Bedeu-
tung, siehe die Gesetzesbegründung zu § 91 Abs. 2 AktG, BT-Drucksache 
13/9712 vom 18.01.1998, S. 15 



 

- 27 - 

4. 
Durchgriffs- und Steue-
rungsmöglichkeiten des 
Anteilseigners 
 
Das gesamte Steuerungskon-
zept ist zum Scheitern verur-
teilt, wenn das Beteiligungsma-
nagement nicht über ausrei-
chende Steuerungsmöglichkei-
ten verfügt, um die notwendi-
gen Einflussmöglichkeiten von 
Kommune und Beteiligungsma-
nagement auf die Unternehmen 
zu sichern. Die erforderlichen 
Grundlagen bietet das Gesell-
schaftsrecht bzw. eine entspre-
chende Ausgestaltung der Ge-
sellschaftsverträge.  
 
Weitere Einflussmöglichkeiten 
ergeben sich durch die Festle-
gung von Zielvorgaben für die 
Unternehmen, durch die Perso-
nalpolitik (bzw. die Besetzung 
der Leitungsfunktionen in den 
Beteiligungsunternehmen), 
durch die Ausübung von Wei-
sungsbefugnissen gegenüber 
den von der Gemeinde ent-
sandten Aufsichtsratsmitglie-
dern, sowie – wie bereits oben 
dargestellt - durch ein effizien-
tes betriebswirtschaftliches 
Controlling. 
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IV. Fallbeispiel: Beteiligungsmanagement neu geordnet 

Stellhebel zum Erfolg – Beteiligungsmanagement in der Praxis 

 



 

- 29 - 

1. 
Ausgangslage und Situation 
im Beispielsfall 
 
Als S-M-M im Herbst 2001 ge-
beten wurde, das Beteiligungs-
management einer Kommune  
mit ca. 100.000 Einwohnern 
einer kritischen Überprüfung zu 
unterziehen, bot sich in etwa 
folgendes Bild: 
 
Mit dem Thema „Beteiligungen“ 
waren - verteilt über Kämmerei, 
Stabsstelle und Bürgermeister-
büro - 2,7 Mitarbeiteräquivalen-
te befasst. Feuerwehr, Theater, 
Klinik und Seniorenheim wur-
den als Eigenbetriebe geführt. 
Die Abfallentsorgung, die 
Stadtwerke, die Nahverkehrs-
gesellschaft, die Grundstücks-
verwertungsgesellschaft sowie 
die Wohnungsgesellschaft wur-
den in der Rechtsform der 
GmbH als 100%-ige Eigenge-
sellschaften geführt. Die 
12,5%-ige Beteiligung am defi-
zitären Regionalflughafen sowie 
die 15%-ige Beteiligung an der 
regionalen Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft war regelmä-
ßiger Anlass für politische Diffe-
renzen, und die 1,5%-ige Betei-
ligung an einem überregionalen 

Energieversorger lag mehr oder 
minder brach. Die Aufgaben der 
Mitarbeiter des „Beteiligungs-
managements“ beschränkten 
sich in erster Linie auf die Er-
stellung der Beteiligungsberich-
te nach den gesetzlichen Min-
destanforderungen bzw. auf die 
Vor- und Nachbereitung der 
halbjährlichen Besprechungs-
runden zwischen Oberbürger-
meister, Dezernatsleitern und 
Betriebsleitern/Geschäftsfüh-
rern. Ein Kennzahlensystem zur 
Steuerung und Überprüfung der 
Erreichung bestimmter Zielvor-
gaben existierte nicht.  
 
Im Rat herrschte Unzufrieden-
heit über den schwindenden 
Einfluss in einigen Politikfel-
dern, insbesondere aber in den 
Bereichen Wirtschaftsförderung 
und Soziales. Der „Beteili-
gungsverwaltung“ – soweit 
man davon überhaupt sprechen 
konnte – stand eine erhebliche 
Zahl von gut ausgebildeten 
Controllern in den Gesellschaf-
ten gegenüber, was den Ge-
schäftsführern und Werksleitern 
bei der Durchsetzung nicht nur 
des operativen Geschäftes, 
sondern auch bei der Festle-
gung  der strategischen Leitli-
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nien Vorteile verschaffte – zu 
Lasten des kommunalen Ein-
flusses. 
 
Die Grundstückverwertungsge-
sellschaft wurde ohne tieferge-
hende Maklerkenntnisse betrie-
ben, Klinik und Seniorenheim 
arbeiteten ohne konkrete Ziel-
vorgaben. Mit dem fortschrei-
tenden Wegfall der sozialen 
Zweckbindung für die Wohnun-
gen der Wohnungsgesellschaft 
wurde der weitere Umgang mit 
dem Thema „Sozialwohnungen“ 
zum emotionalen Dauerbrenner 
der politischen Diskussion. 
 
Mit der Geltendmachung von 
steuerlichen Verlusten im Rah-
men der Konzernbesteuerung 
eines der größten Arbeitgeber 
in der Stadt und einem daraus 
resultierenden Gewerbesteuer-
einbruch von fast 12 Mio. € war 
der Zeitpunkt für den „Kassen-
sturz“ gekommen. Der Kämme-
rer forderte schnelle Anteilsver-
käufe der Stadtwerke, die Op-
position forderte einen Rückzug 
aus der regionalen Wirtschafts-
förderungsgesellschaft und aus 
dem sozialen Wohnungsbau. In 
dieser Situation wurde klar, 
dass ein schlüssiges, von mög-

lichst allen Beteiligten und quer 
durch alle Fraktionen getrage-
nes Konzept erstellt werden 
musste. „Schnellschuss-Lösun-
gen“ wurde im Vorfeld eine 
Absage erteilt. Gleichzeitig 
warnten nicht zuletzt die 
Stadtwerke davor, mit einseiti-
gen, unrealistischen Ergebnis-
erwartungen und Zielvorgaben 
seitens der Politik die kommu-
nalen Unternehmen auszublu-
ten. 
 

2. 
Einführung eines Beteili-
gungsmanagements als  
Lösungsansatz 
 
Um der Diskussion die emotio-
nale Schärfe zu nehmen und 
um eine objektivierende Sicht 
auf die Dinge herzustellen, soll-
te auf Anregung von S-M-M 
daher zunächst eine Analyse 
des Beteiligungsportfolios vor-
genommen werden. Die daraus 
abgeleiteten Erkenntnisse wür-
den eine erste Schwerpunktbil-
dung im weiteren Umgang mit 
den Beteiligungen ermöglichen. 
Da aber auch deutlich gewor-
den war, das der langfristige 
plan- und maßvolle Umgang mit 
dem Beteiligungsvermögen eine 
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kontinuierlichen Betreuung er-
fordert, sollte in einem weiteren 
Schritt das Beteiligungsmana-
gement organisatorisch neu 
verankert werden.  
 
Die Aufgaben lauteten im De-
tail: 

• Analyse des Beteili-
gungsportfolios 

• Begleitende Beratung bei 
Festlegung der strategi-
schen Grundlinien 

• Definition der Aufgabenbe-
reiche des Beteiligungsma-
nagements 

• Klärung der organisatori-
schen Zuordnung 

• Überarbeitung des Be-
richtswesens 

• Kostenabschätzung für das 
Beteiligungsmanagement 

 
3. 

Ausgestaltung des Beteili-
gungsmanagements – 
Stellhebel zum Erfolg 
 
Um alle aufgeführten Projektin-
halte ineinander verzahnt bear-
beiten und aufeinander ab-

stimmen zu können, wurde ein 
detaillierter Stufenplan erstellt.  

Insgesamt wurden fünf Module 
bearbeitet (s. Abb. 9). 
 
Modul 1: Analysemodul - 
Analyse des Beteiligungs-
portfolios 
 
Entsprechend dem von S-M-M 
vorgelegten Projektvorschlag 
wurde in einem ersten Schritt 
das Beteiligungsportfolio einer 
eingehenden Untersuchung 
unterzogen. Diese Bestands-
aufnahme war Grundlage für 
alle weiteren Schritte bei der 
Neuausrichtung des bestehen-
den Beteiligungsmanagements 
und für die spätere Auswahl der 
strategischen Handlungsalter-
nativen der einzelnen Beteili-
gungsunternehmen. 
 
Anhand eines vorher festgeleg-
ten Kriterienkataloges wurden 
zunächst diejenigen Unterneh-
men und Beteiligungen identifi-
ziert, bei denen eine genaue 
Untersuchung als am drin-
gendsten notwendig bezie-
hungsweise eine Optimierung 
für die Kommune am lukrativs-
ten erschien. 
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Zu den herangezogenen Krite-
rien gehörten beispielsweise die 
Unternehmensgröße, das stra-
tegische Gefährdungspotenzial 
und die Verlust- bzw. Gewinn-
entwicklung der letzten drei 
Jahre. Die auf diese Weise 

identifizierten Unternehmen 
wurden in strategischer, orga-
nisatorischer und betriebswirt-
schaftlicher Hinsicht einer ver-
tiefenden Untersuchung unter-
zogen. 

Module Inhalte

Analyse-
Modul

Strategie-
Modul

System-
Modul

Organi-
sations-
Modul

Umsetzungs-
Modul

Abb. 9: Die modulare Herangehensweise erlaubt die Verknüpfung inhaltlicher und 
organisatorischer Fragestellungen

• Zur Fokussierung des Projekts muss zunächst eine 
umfassende Status-Aufnahme durchgeführt werden

• Durch Markttests und Strategieaudits wird das strategische 
Umfeld analysiert, im Rahmen von Workshops und Interviews 
werden neue strategische Grundlinien festgelegt

• Die Einführung eines kennzahlengestützten Controllings und 
Berichtswesen ermöglicht die Steuerung der Beteiligungen 
über Zielvereinbarungen

• Sowohl aufbau- als auch ablauforganisatorisch ist die neue 
Struktur den neuen Aufgaben des Beteiligungsmanagements 
anzupassen

• Auf Basis der organisatorischen Vorgaben werden detaillierte 
Umsetzungspläne erstellt, die der Kontrolle des Umsetzungs-
erfolges dienen

1

2

3

4
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Strategischer Status Quo 
 
Durch die Auswertung bereits 
bestehender Gutachten, durch 
Markttests und durch Strate-
gieworkshops mit den Mitarbei-
tern der beteiligten Unterneh-
men wurde das strategische 
Umfeld analysiert. Für jedes der 
untersuchten Unternehmen 
wurden die Marktanforderun-
gen und die Marktpotenziale 
bestimmt und mit der strategi-
schen Ist-Ausrichtung abgegli-
chen. Hierbei wurde deutlich, 
das bisweilen sehr unterschied-
liche Vorstellungen über die 
strategische Zielsetzung der 
einzelnen Unternehmen kursier-
ten. Und selten war die strate-
gische Ausrichtung auf die Be-
dürfnisse der jeweiligen Nut-
zergruppen abgestimmt. 
 
Organisatorischer Status 
Quo 
 
Im Rahmen der Organisations-
untersuchung wurden sowohl 
die Strukturen als auch die Ge-
schäftsprozesse auf den Prüf-
stand gestellt. Ziel der Organi-
sationsuntersuchung war es, 
festzustellen, inwiefern mit den 
bestehenden Strukturen die 

strategischen Ziele erreicht 
werden können. 
 
In der ebenfalls im Rahmen der 
Organisationsuntersuchung 
durchgeführten Prozessanalyse 
wurden redundante Arbeits-
schritte und unnötige Schnitt-
stellen aufgedeckt, um im 
nächsten Schritt die optimierten 
Prozesse im Soll darzustellen. 
 
Betriebswirtschaftlicher 
Status Quo 
 
Mittels festgelegter Kennzahlen 
erfolgte die Feststellung des 
betriebswirtschaftlichen Status 
Quo. Diese Kennzahlen waren 
wichtig als Messgröße der Aus-
gangssituation und sollten das 
Projekt bis zur endgültigen Um-
setzung als Kontrolldaten be-
gleiten. 
 
Durch einen über alle Bereiche 
durchgeführten Benchmark-
Vergleich konnten zudem be-
reits in einigen Unternehmens-
bereichen unnötige Kostentrei-
ber ausgemacht und Optimi-
rungspotenziale identifiziert 
werden. 
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Aus den Ergebnissen der Be-
standsanalyse wurden unter-
nehmensspezifische Risikoprofi-
le erstellt, in denen die einzel-
nen Risiken (Managementrisiko, 
Ergebnisrisiko, Marktrisiko etc.) 
entsprechend ihrer Intensität 
und ihren mögliche Folgen be-
wertet wurden. Diese Risikopro-
file dienten insbesondere der 
Politik als wichtige Entschei- 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
dungshilfe für die weiteren 
Weichenstellungen und Schwer- 
punktbildungen im weiteren 
Umgang mit den Beteiligungen. 
 
Modul 2: Strategiemodul - 
Strategische Neuausrich-
tung 
 
Mit dem Strategiemodul wurde 
auf den im Analysemodul doku- 

• Bilanzanalytisches Eigenkapital
• Bilanzanalytisches Fremdkapital
• Struktur Umlaufvermögen
• Rendite (ROI)
• Ordentlicher Betriebs-

erfolg
• Finanzerfolg
• Vergleiche mit 

Dritten
• u.a.m.

• Marktanteile
• Marktpenetrationsrate
• Ø Aufwand für Kunden-

gewinnung
• techn. Kennziffern

- Kosten je km Netzlänge
- Ausfallraten
- Ø Entgelte/m3/kWh etc.

• Vergleiche mit Dritten
• u.a.m.

• Personalkostenquote
• Abwesenheitsquote
• Altersstruktur
• Betriebszugehörigkeit
• Kosten/MA
• Fortbildungsaufwand/MA
• Quotierung (z.B. gelernte/

ungelernte Mitarbeiter)
• Vergleiche mit Dritten

• Kostenartenanalysen
• Faktorkosten

- Material
- Personal
- Abschreibungen

• Intensitäten z.B.:
- Personalintensität
- Materialintensität

• Vergleiche mit Dritten

spezifische Marktkennzahlen

Personalkenn-
zahlen

Bilanz- und Erfolgskennzahlen

Kostenkennzahlen

Finanzkennzahlen

• Eigenkapitalquote
• Verschuldungsgrad

- statisch
- dynamisch

• Nettoverschuldung
• Effektivverschuldung
• Anlagendeckungsgrad
• Zinslast
• Zinsdeckung
• Vergleiche mit Dritten
• u.a.m.

Abb. 10: Klar definierte Kennziffern sind Ausgangspunkt der Bewertung der
Beteiligungsunternehmen
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mentierten strategisch/orga-
nisatorischen Ist-Zustand der 
Beteiligungsunternehmen auf-
gesetzt. Im Umfeld der identifi-
zierten „strategischen Problem-
fälle“ wurden mit ausgewählten 
Entscheidern aus Verwaltung, 
Politik und Wirtschaft Inter-
views und Strategie-Workshops 
durchgeführt. Inhalt dieser 
Interviews und Workshops war 
die Erarbeitung der wesentli-
chen strategischen Grundlinien 
für die zukünftige mittelfristige 
Ausrichtung der jeweiligen 
Unternehmen.  
 
Ein weiterer wesentlicher Be-
standteil dieses Moduls lag dar-
in, die (neu-) gefundenen stra-
tegischen Ziele mit der organi-
satorisch-strategischen Ausrich-
tung abzugleichen. Bei Diskre-
panzen zwischen strategischem 
Ziel und organisatorischer Aus-
richtung wurden erste Lösungs-
vorschläge erarbeitet und in 
einem Maßnahmenkatalog er-
fasst.  
 
So stand am Ende fest, dass 
man sich beispielsweise von 
den Beteiligungen am Regional-
flughafen und dem überregio-
nalen Energieversorger trennen 

sollte, da weder Ergebnis noch 
Steuerungsmöglichkeiten den 
kommunalen Vorstellungen 
entsprachen. Der Erlös aus dem 
Flughafenanteilsverkauf würde 
zweckgebunden in die jüngst 
gegründete Stadt-Stiftung ein-
fließen. Bei der Abfallentsor-
gungsgesellschaft, den Stadt-
werken und der Nahversor-
gungsgesellschaft wurde eine 
eigenständige Optimierung be-
schlossen, um den Bürgern 
durch Effizienzsteigerungen sta-
bile Preise auf niedrigem Ni-
veau bieten zu können. Für die 
Stadtwerke wurde darüber hin-
aus – als Folgeschritt - ein An-
teilsverkauf „nach erfolgter Op-
timierung“ ins Auge gefasst. 
 
Die Aufgaben der Grundstücks-
verwertungsgesellschaft sowie 
der Wohnungsgesellschaft soll-
ten mit weiteren Aufgaben der 
Wohnraumbewirtschaftung auf 
eine neue, professionalisierte 
Immobilienverwaltungsgesell-
schaft verschmolzen werden.  
 
Für die Klinik und das Senio-
renheim rückten Public Private 
Partnerships in den Mittelpunkt 
der Überlegungen, um mit Hilfe 
von privaten Investoren der 
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Investitionsstaus Herr zu wer-
den. 
 
Das größte Problem stellte der 
zukünftige Umgang mit der 
regionalen Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft dar. Aufgrund 
der Minderheitsbeteiligung von 
lediglich 15% konnten hier sei-
tens der Kommune keine ein-
seitigen Zielvorgaben gemacht 
werden. Deutlich wurde jedoch, 
dass sich offenbar keine der 
beteiligten Kommunen durch 
die Tätigkeit der Wirtschafts-
förderungsgesellschaft ausrei-
chend repräsentiert sah, im 
Grundsatz aber eine regionale 
Wirtschaftsförderung für richtig 
erachtet wurde. Aus dieser Er-
kenntnis wurde die Initiierung 
eines eigenen Projektes „Stra-
tegische Ausrichtung der regio-
nalen Wirtschaftsförderung“ 
abgeleitet. 
 
Modul 3: Systemmodul - 
Einführung eines kennzah-
lengestützten Controllings 
und Berichtswesens 
 
Die Überarbeitung des Be-
richtswesens erfolgte in Modul 
3. Gleichzeitig wurden hier die 
wesentlichen Aufgaben des 

neugestalteten Beteiligungsma-
nagements definiert. Zentrale 
Aufgabe des Beteiligungsmana-
gements sollte es sein, die we-
sentlichen Zahlen und Daten, 
die Auskunft über die Situation 
der Beteiligungen geben, auf-
zuarbeiten und den politischen 
Entscheidern zeitnah zur Verfü-
gung zu stellen. Dies geschah 
bislang – neben der Überfüh-
rung der Eckzahlen in den 
Haushaltsplan - durch den Be-
teiligungsbericht. Aber auch der 
Beteiligungsbericht, der (ledig-
lich) den gesetzlichen Mindest-
standards entsprach, konnte 
das grundsätzliche Problem 
nicht beseitigen. Das Fehlen 
eines unterjährigen Berichtswe-
sens erschwerte es darüber 
hinaus, die Eckdaten für die 
Wirtschaftspläne der Beteili-
gungsunternehmen mit den – 
nicht zeitgleich vorliegenden – 
Daten für den kommunalen 
Haushalt zu koordinieren.  
 
Gemäß den Vorgaben des Ra-
tes und der Verwaltungsspitze 
wurde dementsprechend ein 
Steuerungskonzept entwickelt, 
das es ermöglicht, Leistungs- 
und Finanzziele sowie ökologi-
sche und gesellschaftspolitische 
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Ziele im Einklang mit dem öf-
fentlichen Zweck aufeinander 
abzustimmen. 
 
Das gesamte Berichtswesen 
stützt sich heute auf drei Säu-
len: den obligatorischen Beteili-
gungsbericht, die Controllingbe-
richte sowie die „Strategie-
Berichte“. Die Controllingberich-
te gehen in Tiefe und Umfang 
über das Zahlenwerk des Betei-
ligungsberichtes weit hinaus. 
Sie enthalten zentrale betriebs-
wirtschaftliche Größen wie Ge-
samterfolg, Vermögenslage, 
Finanzierung und Liquidität und 
umfassen auch die Investitions- 
und Personalplanung der Ge-
sellschaften und Eigenbetriebe. 
Der Frage der Erreichung der 
kommunalpolitischen Ziele 
widmen sich die „Strategie-
Berichte“. Gemeinsam mit dem 
Stadtrat, den zuständigen Ver-
waltungsmitarbeitern, dem  
Oberbürgermeister sowie den 
Geschäftsführern und Werkslei-
tern der beteiligten Gesellschaf-
ten und Eigenbetriebe wurden 
zunächst bereichsspezifische 
Kennzahlen definiert, die ge-
eignet waren, Auskunft über 
Einhaltung der jeweiligen stra-
tegischen Leitlinien zu geben. 

Diese Kennzahlen stellten 
gleichzeitig die Grundlage für 
das gesamte weitere Steue-
rungssystem dar. Auf der Basis 
dieser Kennzahlen werden heu-
te mit den Geschäftsführungen 
Zielvereinbarungen für die Er-
reichung der Zielvorgaben ge-
troffen.  
 
Die Einhaltung der Zielvereinba-
rungen wird vom Beteiligungs-
management anhand der we-
sentlichen Quartalszahlen über-
wacht. Werden Zielgrößen nicht 
erreicht, muss über Maßnah-
men zur Gegensteuerung bera-
ten werden.  
 
Das Beteiligungscontrolling 
wurde als strategisches Control-
ling aus der Sicht der Stadt 
angelegt und unterscheidet sich 
somit inhaltlich vom Unterneh-
menscontrolling aus der Sicht 
des einzelnen Unternehmens. 
Dennoch basiert es – zumindest 
in betriebswirtschaftlicher Hin-
sicht - auf den im Unterneh-
menscontrolling erarbeiteten 
Zahlenwerken. Damit gibt es 
eine gemeinsame Schnittmenge 
zwischen den beiden Control-
lingebenen. 
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Modul 4: Organisationsmo-
dul - Aufbauorganisation 
und Zuständigkeitsregelun-
gen 
 
Aufbauorganisatorisch wurden 
die neuen Aufgaben des Betei-
ligungsmanagements als Eigen-
betrieb direkt dem Bürgermeis- 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ter zugeordnet, der zudem als 
Werksleiter die Möglichkeit er-
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betreuung und Beteiligungsaus-
schuss, ein Mitarbeiter im Be-
reich der Beteiligungsverwal-
tung und ein Mitarbeiter im 
Beteiligungscontrolling einge-
setzt wurden. 
 
Der Werksausschuss als Kon-
trollorgan wurde gemäß Be- 
triebssatzung mit Mitgliedern 
aller Fraktionen besetzt, um zu 
gewährleisten, dass der Stadt-
rat aktiv an der Steuerung der 
kommunalen Beteiligungen und 
Eigenbetriebe mitwirken kann. 
 
Als wesentliche Aufgaben des 
Werksausschusses wurden de-
finiert:  
 
- Festlegung der Grundsätze 

der wirtschaftlichen Betäti-
gung 

- Diskussion und Empfehlun-
gen der politischen Leitli-
nien für die einzelnen Spar-
ten an den Rat 

- Kenntnisnahme und Dis-
kussion der Controlling- 
und Beteiligungsberichte 

- Beratung und Vorbereitung 
der Stadtratsbeschlüsse bei 
wesentlichen Aktivitäten 
(Neugründungen, Verkäu-

fe, Kapitalerhöhungen etc.) 
(s. Abb. 12) 

 
Die Finanzierung der Tätigkei-
ten des Eigenbetriebes „Beteili-
gungsmanagement“ wurde ge-
sichert, indem mit den kommu-
nal beherrschten Gesellschaften 
und Eigenbetrieben Geschäfts-
besorgungsverträge geschlos-
sen wurden, in denen das Leis-
tungsangebot und die Entgelte 
(zum Teil als Umlage) geregelt 
wurden. 
 
Modul 5: Umsetzungsmodul 
– Coaching bis zum Echtbe-
trieb 
 
Nach Abschluss der konzeptio-
nellen Arbeiten für die neue 
Einheit „Beteiligungsmanage-
ment“ wurden auf der Basis der 
organisatorischen Vorgaben 
detaillierte Umsetzungspläne 
erstellt (Maßnahmen, Voraus-
setzungen, Verantwortung, 
Dauer, Kosten, personelle Er-
fordernisse etc.) und bis auf die 
Ebene der einzelnen Organisa-
tionseinheiten, Funktions- und 
Unternehmensbereiche herun-
terdefiniert.
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Die Pläne wurden mit den Um-
setzungsverantwortlichen ge-
meinsam erarbeitet und den 
Entscheidungsgremien zur Ab-
stimmung vorgelegt.  
 
Im Ergebnis lag also nicht nur 
für die neue Einheit „Beteili-
gungsmanagement“, sondern 
auch für jede einzelne Beteili-
gung ein eigener maßgeschnei-
derter Maßnahmenplan vor, der 
geeignet war, die vorher 
festgelegte strategische 
Grundlinie im operativen 
Geschäft nachzuzeichnen. Die 
detaillierte Umsetzungsplanung 
diente somit auch der Erfolgs-
kontrolle im Rahmen der Um-
setzung.  
Die Begleitung des Projektes 
durch S-M-M erstreckte sich 
über alle fünf Module ein-
schließlich des Umsetzungsmo-
duls. Die Begleitung der Umset-
zung beschränkte sich jedoch 
ausschließlich auf den Aufbau 
und die Implementierung der 
neuen Steuerungseinheit „Be-
teiligungsmanagement“, dies 
aber wiederum konsequent bis 
hin zu ihrer operativen Eigen-
ständigkeit. Die Umsetzung der 
Maßnahmenpläne für die ein-
zelnen Beteiligungsunterneh-

men sollte dagegen als „Feuer-
probe“ durch das „Beteili-
gungsmanagement“ gesteuert 
werden.  
 
In der Umsetzungsphase wurde 
gegenüber den vorangegange-
nen vier Modulen der Berater-
einsatz deutlich reduziert, das 
Projekt also zunehmend in die 
Verantwortung der Kommune 
überführt (s. Abb. 13).  
 
Die Tätigkeit von S-M-M be-
schränkte sich in der Umset-
zungsphase im wesentlichen 
auf methodischen Hilfestellun-
gen. So wurde beispielsweise 
das Umsetzungscontrolling in 
den Grundzügen vorgegeben. 
Darüber hinaus erfolgte eine 
punktuelle Abfrage der im Maß-
nahmeplan definierten Zwi-
schenziele in monatlichen Ent-
scheiderforen.  
 
Auf diese Weise wurden die 
gemeinsam erarbeiteten Ergeb-
nisse fahrplangemäß umge-
setzt: der Aufbau des Eigenbe-
triebes „Beteiligungsmanage-
ment“ bis zum „Echtbetrieb“ 
dauerte – nach Abschluss der 
Module 2 bis 4 - etwa sechs 
Monate.  
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Mit dem Abschluss des Projek-
tes war der entscheidende 
Schritt getan: die Kommune 
hatte sich - mit zurückhaltender 
Hilfestellung durch S-M-M – das 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
erforderliche Handwerkszeug 
für ein effizientes Beteiligungs-
management erarbeitet. Ge-
steuert wird in Zukunft selbst. 
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Mitarbeiter

Abb. 13: Der Beratereinsatz wird in der Umsetzungsphase deutlich reduziert
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Checkliste für den Umgang 
mit „Ihren“ Beteiligungen 
 
Weil in der Praxis jeder Fall 
seinen eigenen Gesetzen unter-
liegt, möchten wir Sie mit eini-
gen allgemeingültigen Fragen 
und Anregungen zu einer kriti-
schen Auseinandersetzung mit 
„Ihrem“ Beteiligungsmanage-
ment einladen: 
 
• Versuchen Sie, die Unter-

nehmensziele der einzelnen 
Beteiligungsunternehmen zu 
umreißen. Was steht im 
Vordergrund: eine hohe 
Rendite oder die Erfüllung 
eines öffentlichen Zwecks? 

 
• Spiegeln Sie Ihre Zielvor-

stellungen mit denen an-
derer Interessenhalter in-
nerhalb der Kommune. Be-
steht bei den Geschäfts-
führern und den Mitarbei-
tern der kommunalen Un-
ternehmen, in der Verwal-
tung und in der Politik ein 
einheitliches Verständnis 
von den Zielen der einzel-
nen Beteiligungsunterneh-
men? 

• Hinterfragen Sie das beste-
hende Berichtswesen. Wer-
den Sie tatsächlich mit allen 
steuerungsrelevanten Infor-
mationen in Hinblick auf die 
jeweiligen, oben skizzierten 
Ziele versorgt?  

 
• Prüfen Sie anhand des zur 

Verfügung stehenden Be-
richtsmaterials, ob die Auf-
gaben von Dritten bei min-
destens gleicher Qualität 
wirtschaftlicher wahrge-
nommen werden können. 
Werden bei der Berechnung 
Vollkosten berücksichtigt? 
Eine Verwaltung, die in „Eh-
da“-Kosten denkt, ver-
schwendet unter Umstän-
den wertvolle Ressourcen! 

 
• Unabhängig vom Kosten-

vergleich mit privaten Drit-
ten: ist die Organisation der 
Aufgabenerledigung beein-
flussbar? Kann die Aufgabe 
innerhalb der Verwaltung 
effizienter wahrgenommen 
werden als bislang? 
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• Nutzen Sie Instrumente zur 
strategischen Steuerung 
und zum Beteiligungscont-
rolling? Auch noch nach der 
Vergabe der Leistungen an 
private Dritte und bei PPP-
Projekten? 

 
• Überprüfen Sie laufend die 

Zielerreichung im Kontext 
aller Zielvorgaben - und  
überprüfen Sie regelmäßig 
die Richtigkeit der gesteck-
ten Ziele! 
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Bisher erschienen sind: 

Artikel 

• „Führungskräfte im Veränderungsprozess“ von Roman Schnei-
der, in: VDF  
Führungskraft 10/00 

• „Sparen verboten“ von RA Jörn Maurer, in: Kommunalpolitische 
Blätter 12/00 

• „Das KonTraG – Handlungsbedarf für Verwaltungskräfte von 
Sparkassen?“ von Dr. Klaus Moritz, in: Kommunalpolitische Blät-
ter 12/00 

• „Den Spuren der Kunden folgen“ von Roman Schneider und 
Dr. Klaus Neuhäuser, in: ZfK 12/00 

• „Das neue Steuerungsmodel“ von RA Jörn Maurer, in: Kommu-
nalpolitische Blätter 02/01 

• „Kundenorientierung im 21. Jahrhundert – Konsequenzen für 
Gasversorgungsunternehmen“ von Roman Schneider und Dr. 
Klaus Neuhäuser, in: VDF Führungskraft 3-4/01 

• „Externes Consulting – Rosstäuscher oder Experten“ von Roman 
Schneider, in: Kommunalpolitische Blätter 05/01 

• „Städtische Fuhrparks in private Hände? Möglichkeiten, Grenzen 
und Folgen des Outsourcing im kommunalen Fuhrparkmanage-
ment“ von RA Jörn Maurer und Dr. Klaus Neuhäuser, in: Kom-
munalpolitische Blätter 09/01 

• „Kundenbeziehungsmanagement in der Energieversorgung – 
Kundenorientierung umsetzen und Kundenbeziehungen als In-
vestition begreifen –„, von Roman Schneider und Dr. Klaus Neu-
häuser, in: VDF Führungskraft 3-4/02 
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• „Das Verfahren muss Rechtssicherheit bieten, Interview mit Ro-
man Schneider zu Stadtwerke-Privatisierungen, in: Kommunalpo-
litische Blätter 04/02 

• „Machen Sie sich keine Illusionen“, Interview mit Dr. Klaus Neu-
häuser zu Kundenbindungsstrategien, in: vwd SalesNews Strom 
& Erdgas Nr. 25, 28. Juni 2002  

• „Von den Besten lernen“ (Titelthema Wirtschaftsförderung) von 
RA Jörn Maurer, in: der gemeinderat 09/02 

 

 

Broschüren 

• Absage an den Ausverkauf – die Eigenständigkeit mittlerer und 
kleinerer Versorgungsunternehmen der öffentlichen Hand erhal-
ten 

• Strategisches Management in der kommunalen Wirtschaftsförde-
rung – Ziele bündeln, Integration fördern, im Wettbewerb der 
Kommunen gewinnen 

• Market Due Diligence – Markseitige Prüfung von Unternehmen 
im M&A-Verfahren 

• Kundenorientierung und Kundenbindung in der Energieversor-
gung – Perspektiven bestimmen und Kundenbeziehungen als In-
vestition begreifen 

• Wie eine Sparkasse ihr Vertriebskonzept zum Erfolg führen kann. 
Das Management der Kundenbeziehungen als Kernaufgabe 
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